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zudrücken, daß der Angeklagte den ihm zuzuweisenden Ar­
beitsplatz nicht zu wechseln hat.

Bei der Verpflichtung, das Arbeitseinkommen und andere 
Einkünfte für Unterhaltsverpflichtungen zu verwenden (§ 33 
Abs. 4 Ziff. 2 StGB) ist anzuführen, daß der Verurteilte sei­
nen sich aus dem genau zu bezeichnenden Unterhaltstitel 
ergebenden Pflichten nachzukommen hat. Angaben über 
Grund und Höhe der zu leistenden Unterhaltsbeträge sind 
nicht zulässig.6 Sofern kein Schuldtitel vorliegt, ist im Tenor 
genau zu bezeichnen, wem gegenüber der Angeklagte seiner 
gesetzlichen Unterhaltspflicht nachzukommen hat. 

B e i s p i e l :
Der Angeklagte wird gemäß § 33 Abs. 4 Ziff. 2 StGB ver­
pflichtet, durch sein Arbeitseinkommen und seine Neben­
einkünfte den Lebensunterhalt seiner Kinder L. und M. 
.;. sicherzustellen.
Bei Ausspruch eines Umgangsverbots (§ 33 Abs. 4 Ziff. 3 

StGB) sind die Personen zu bezeichnen, mit denen der Um­
gang verboten ist. Dazu sind Name und Vorname sowie die 
Wohnanschrift anzugeben. Bei Personengruppen sind zur 
zweifelsfreien Bezeichnung z. B. die dazu gehörigen Einzel­
personen, der übliche Treffort oder Treffzeitpunkt der Gruppe 
zu nennen.

B e i s p i e l :
Dem Angeklagten wird gemäß § 33 Abs. 4 Ziff. 3 StGB der 
Umgang mit Herrn F. G., 8613 A., Thomas-Mann-Allee 16, 
untersagt, 
oder:
Dem Angeklagten wird gemäß § 33 Abs. 4 Ziff. 3 StGB der 
Umgang mit der Gruppe „Blau“, üblicher Treffpunkt R., 
Park am Anger, untersagt.
Bei Verbot des Besuchs bestimmter Orte oder Räumlich­

keiten gemäß § 33 Abs. 4 Ziff. 3 StGB sind diese exakt zu be­
zeichnen. Besitz- oder Verwendungsverbote gemäß § 33 Abs. 4 
Ziff. 4 StGB erfordern es, die betreffenden Gegenstände kon­
kret zu benennen (z. B. Geräte-Bezeichnung, Serien-Nr.).

Die Verpflichtungen zur unbezahlten gemeinnützigen Ar­
beit in der Freizeit (§ 33 Abs. 4 Ziff. 5 StGB) und zur fach­
ärztlichen Heilbehandlung (§ 33 Abs. 4 Ziff. 6 StGB) sind wie 
alle anderen Bewährungsverpflichtungen im Urteilstenor aus­
zusprechen.

Mit dem Ausspruch der Verpflichtung zur Berichterstat­
tung (§ 33 Abs. 4 Ziff. 7 StGB) sind der Leiter, das Kollektiv 
oder das staatliche Organ zweifelsfrei anzugeben, vor denen 
die Berichterstattung zu erfolgen hat Der Beginn der Bericht­
erstattung ist zu nennen. Darüber hinaus ist in der Regel nur 
auszudrücken, daß der Verurteilte in den vom Leiter oder 
Kollektiv selbst zu bestimmenden zeitlichen Abständen zu be­
richten hat. Bei der ausnahmsweise zulässigen konkreten 
Fristsetzung sind keine bestimmten Tage festzusetzen.7 

B e i s p i e l :
Der Angeklagte wird gemäß § 33 Abs. 4 Ziff. 7 StGB zur 
Berichterstattung vor dem Kollektiv Brigade „8. Mai“ des 
VEB Starkstromanlagenbau D., Werk 2, Meisterbereich 3, 
verpflichtet. Die erste Berichterstattung hat am 1. Juni 1984 
zu erfolgen. Weitere Termine legt das Kollektiv fest. 

Einzuziehende Gegenstände (§ 56 StGB) sind im Urteils­
tenor konkret zu bezeichnen. Ein Verweis auf den Aktenin- 
halt oder auf das Beschlagnahmeprotokoll genügt nicht. Bei 
einer besonders großen Anzahl von einzuziehenden Gegen­
ständen darf auf eine vom Gericht gefertigte und dem Urteil 
als Anlage beigefügte oder in den Urteilsgründen enthaltene 
Aufstellung der Gegenstände verwiesen werden.

Kontroll-, Aufsichts- und Betreuungsmaßnahmen nach § 47 
StGB, staatliche Kontrolilmaßnahmen nach § 48 StGB, staat­
liche Kontroll- und Erziehungsaufsicht nach § 249 Abs. 3 und 
5 StGB sowie Festlegungen über den Vollzug der Freiheits­
strafe sind ebenfalls im Urteilstenor auszusprechen.

Absehen von Maßnahmen
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit (§ 243 StPO)

Die Möglichkeiten des Absehens von Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit sind geregelt in §§ 25, 17 
Abs. 2, 18 Abs. 2, 21 Abs. 5, 24 Abs. 2, 88 Abs. 2, 111, 152 
Abs. 2, 226, 227 Abs. 2, 232, 233 Abs. 3, 237 Abs. 2, 249 Abs. 3 
StGB. Beim Absehen von Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit ist immer die Schuld im Urteilstenor fest­
zustellen. Das im Urteilstenor zu formulierende Absehen von

Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit ist in 
den Urteilsgründen zu begründen. Die Anordnung von Ver­
pflichtungen oder Wiedereingliederungsmaßnahmen ist nicht 
zulässig.

B e i s p i e l :
Der Angeklagte ist der fahrlässigen Verursachung eines 
Brandes (Vergehen gemäß § 188 Abs. 1 StGB) schuldig. Von 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit wird 
gemäß § 25 Ziff. 1 StGB abgesehen.

Die Auslagen des Verfahrens trägt der Angeklagte.

Freispruch (§ 244 StGB)

Der Urteilstenor des freisprechenden Urteils besteht aus dem 
Freispruch und der Entscheidung über die Auslagen des Ver­
fahrens sowie ggf. über den Schadenersatzantrag. Bei Teil­
freispruch ist auf Freispruch im übrigen zu erkennen.

In den Urteilsgründen sind die dem Angeklagten mit der 
Anklage und dem Eröffnungsbeschluß zur Last gelegten Tat­
sachen anzugeben. Bei Freispruch aus tatsächlichen Gründen 
muß die Beweiswürdigung ergeben, warum sich die Informa­
tionen über das Verhalten des Angeklagten als nicht begrün­
det erwiesen (§ 244 Abs. 1 StPO). Um eventuell bestehende 
Zweifel zu beheben, ist auch auszuführen, daß alle vorhan­
denen Beweismöglichkeiten ausgeschöpft sind. Bei Freispruch 
aus rechtlichen Gründen bedarf es keiner Darlegung der Be­
weiswürdigung. Dafür muß sich ergeben, aus welchen recht­
lichen Gründen die Tat nicht strafbar ist.

Beim Vorliegen von Zweifeln am Nachweis der Schuld 
des Angeklagten, die nicht behoben werden konnten (Anwen­
dung des Grundsatzes „in dubio pro reo“), dürfen die Urteils­
gründe keine Ausführungen enthalten, mit denen der Ange­
klagte trotz des Freispruchs verdächtigt wird, eine Straftat 
begangen zu haben.

B e i s p i e l :
1. Der Angeklagte wird f r e i g e s p r o c h e n .
2. Der Schadenersatzantrag der Frau K. ... (Anschrift) 

wird als unzulässig abgewiesen.
3. Die Auslagen des Verfahrens trägt der Staatshaushalt 

(§ 366 Abs. 2 StPO).
G r ü n d e :
Mit der Anklage wurde dem Angeklagten zur Last gelegt, 
in der Nacht zum 26. Dezember 1983, gegen 1 Uhr, mittels 
eines Dietrichs in die Wohnung der Zeugin K. in N., Bahn­
hofstraße 6, eingedrungen zu sein und sich aus dem Kü­
chenschrank dieser Wohnung eine Geldbörse mit 400 Mark 
Bargeld zugeeignet zu haben. In der Hauptverhandlung 
hat der Angeklagte erstmals diese Tat bestritten. Er 
erklärte, er habe vermutet, daß sein vorbestrafter Bruder 
am 26. Dezember 1983 die Geldbörse entwendet habe. Aus 
der Befürchtung, sein Bruder würde wegen der Vorstrafen 
strenger als er bestraft, habe er im Ermittlungsverfahren 
wahrheitswidrig die Straftat auf sich genommen.

Die Beweisaufnahme ergab, daß sich der Angeklagte 
ununterbrochen an beiden Weihnacbtsfeiertagen im elter­
lichen Grundstück in P. aufgehalten hat. Diese Aussagen 
des Angeklagten wurden durch die Aussagen der Zeugen N. 
und B. zweifelsfrei bestätigt.

Damit steht fest, daß der Angeklagte zur Tatzeit nicht 
in der Wohnung der Geschädigten war und somit als Täter 
ausscheidet. Er war in Übereinstimmung mit den Anträgen 
des Staatsanwalts und des Verteidigers aus den dargelegten 
Gründen gemäß § 244 StPO freizusprechen.

Der Schadenersatzantrag der Geschädigten K. war als 
unzulässig abzuweisen, da sich der Schaden von 400 Mark 
nicht aus einer bewiesenen Straftat des Angeklagten er­
gibt.

Es bleibt der Geschädigten unbenommen, anderweitig 
ihren Schadenersatzanspruch geltend zu machen.

•
Insgesamt wird mit den vorstehenden Beispielen verdeutlicht, 
daß die Strafprozeßordnung ausreichende Möglichkeiten bie­
tet, Urteile in Strafsachen juristisch exakt, gesellschaftlich 
wirksam und den Erfordernissen einer rationellen Arbeits­
weise entsprechend abzufassen.

Das „Handbuch für Richter“, an dem die Arbeiten jetzt 
beendet sind und das demnächst erscheinen wird, enthält für 
die gesamte richterliche Tätigkeit weitere Orientierungen zu 
den hier behandelten Problemen.

6 Vgl. BG Schwerin, Urteil vom 18. November 1968 — Kass. S 3/68 - 
(NJ 1969, Heit 3, S. 91).

7 Vgl. H. Willamowski, a. a. O., S. 575.


